
Auf dem Weg zu einem leistungsstarken und  
chancengerechten Schulsystem: 

Die Reformpositionen der Bertelsmann Stiftung  
 
Leistung und Gerechtigkeit müssen gleichberechtigte Kernziele der deutschen Bildungspoli-
tik werden. Reformen sollten deshalb die Rahmenbedingungen schaffen, die den individuel-
len Lernerfolg jedes Kindes und Jugendlichen am stärksten begünstigen und zugleich mög-
lichst weitgehend vom Sozialstatus entkoppeln. Die dazu aus unserer Sicht sieben wichtigs-
ten Maßnahmen fasst dieses Positionspapier in einem kurzen Überblick zusammen. 

 
1. Qualitativ hochwertiger Ausbau der Kitas  

Der frühe Besuch einer guten Kita trägt maßgeblich dazu bei, den späteren Bildungserfolg 
des Kindes vom Bildungsstand der Eltern zu entkoppeln. Deshalb muss der Rechtsanspruch 
auf einen Krippenplatz für Kinder ab Vollendung des ersten Lebensjahres künftig ganztägig 
gelten und überall erfüllt werden. Ab dem Alter von drei Jahren sollte der Kita-Besuch selbst-
verständlich sein. Damit der anstehende Ausbau der Kindertagesbetreuung nicht zulasten 
der Qualität geht, muss der absehbare Mangel an gut ausgebildeten Erzieherinnen und Er-
ziehern durch attraktivere Arbeitsbedingungen überwunden werden. 

 
2. Individuelle Förderung als Unterrichtsstandard 

Die Vielfalt in den Klassenzimmern steigt, die Ausgangslagen der Schüler werden immer 
unterschiedlicher. Zudem verändern sich die Anforderungen des späteren Berufslebens: 
Lernen zu lernen wird wichtiger als Wissen zu wissen. Dies erfordert einen Unterricht, der 
neue schüleraktivierende Lernmethoden einsetzt, unterschiedliche Lerngeschwindigkeiten 
zulässt und jeden einzelnen Schüler seinen Begabungen und seinem Leistungsniveau ent-
sprechend fördert. Individuelle Förderung muss durchgängiges Unterrichtsprinzip an allen 
Schulen werden. 

Um dieser erweiterten Rolle des Lehrers gerecht zu werden, brauchen wir zum einen neue 
Inhalte in der Lehrerausbildung und eine bessere Auswahl der Studierenden an den Hoch-
schulen. Zum anderen sind staatliche Sonderprogramme notwendig, die im Beruf stehende 
Lehrkräfte für neue Lehr- und Lernmethoden qualifizieren. Mit Stipendien sollte die Zahl der 
Lehrer mit Migrationshintergrund erheblich erhöht werden. 
 
3. Ausbau der gebundenen Ganztagsschule 

Die Vorteile des ganztägigen Schulbesuchs kommen insbesondere dann zum Tragen, wenn 
für alle Schüler dieselben Unterrichtszeiten gelten. Nur dann ist ein rhythmisierter Wechsel 
aus Konzentration und Entspannung sowie aus verschiedenen Lernformen und Lernorten 
möglich, nur dann kann die Qualität der Angebote im Ganztag für alle gesichert werden. Da-
her sollte der Ausbau gebundener Ganztagsschulen erheblich beschleunigt und jedem Kind 
ein Rechtsanspruch auf einen Ganztagsplatz eingeräumt werden. Kooperationen mit bisher 
außerschulischen Bildungsträgern (Musik, Sport, etc.) müssen systematisch in die Ganz-
tagsschule integriert werden.  
 
4. Gemeinsamer Unterricht für Kinder mit und ohne Förderbedarf 

Deutschland hat sich in einer UN-Konvention verpflichtet, Kinder gemeinsam in inklusiven 
Schulen zu unterrichten. Das bedeutet den Abschied vom bisherigen stark ausdifferenzierten 
Förderschulsystem, welches drei Viertel der Schüler ohne Hauptschulabschluss verlassen. 
Die große Mehrheit der heutigen Förderschüler sollte inklusiven Unterricht besuchen; für 
einen kleineren Teil ist auch zukünftig die separate Förderung sinnvoller. Beim Ausbau des 
inklusiven Schulsystems geht aber Qualität vor Geschwindigkeit. Inklusion braucht gute Kon-



zepte, dafür ausgebildete Lehrer und zusätzliche Finanzmittel neben dem Ressourcentrans-
fer von den Förder- in die Regelschulen. 
  
5. Ausbildungsgarantie und Flexibilisierung des Ausbildungssystems  

Um den Übergang von der Schule in die Ausbildung systematisch vorzubereiten, sollte eine 
praxisorientierte Berufsorientierung an allen allgemeinbildenden Schulen ab der 7. Klasse 
verbindlich sein. Damit auch diejenigen, für die der Ausbildungsmarkt keine Lehrstelle bietet, 
eine Chance auf eine Ausbildung bekommen, bedarf es einer Ausbildungsgarantie als staat-
liche Ausfallbürgschaft. Dafür müssen ergänzend öffentlich geförderte, betriebsnahe Ausbil-
dungsplätze geschaffen werden, die den Bedarfen des Arbeitsmarktes entsprechen und mit 
dem Kammerabschluss enden. 

 Angesichts schrumpfender Schülerzahlen und steigender Studierneigung droht künftig ein 
Mangel an Auszubildenden. Das duale System muss sich daher sowohl für benachteiligte als 
auch besonders leistungsstarke Jugendliche stärker öffnen und den verschiedenen Aus-
gangslagen der Jugendlichen flexibler gerecht werden. Ausbildungen sollten deshalb je nach 
Bedarf individuell begleitet, gestreckt oder verkürzt und auch in Teilschritten oder mit Zwi-
schenabschlüssen absolviert werden können. Die im Ausbildungs- und Hochschulsystem 
jeweils erworbenen Kompetenzen und Teilqualifikationen sind gegenseitig anzuerkennen, 
um Sackgassen im Bildungssystem zu vermeiden.  

6. Umschichtung der Finanzmittel: Investieren statt Transferieren  

Bundesländer und Kommunen brauchen für zusätzliche Aufgaben wie Krippen-Ausbau, 
Ganztagsschulen oder Inklusion jährlich rund zwölf Milliarden Euro mehr. Diese Investitionen 
kann der Bund finanzieren, wenn er Transferleistungen reduziert, die für das Aufwachsen 
von Kindern keine oder allenfalls geringe positive Wirkung haben. Hierzu muss der Dschun-
gel der 156 ehe- und familienbezogenen Maßnahmen entrümpelt werden. Alle Maßnahmen 
(wie z.B. Betreuungsgeld, Ehegattensplitting, aber auch Eltern- und Kindergeld) sind dahin-
gehend zu überprüfen, ob sie Kindern bessere Bildungschancen ermöglichen bzw. Kinder- 
und Familienarmut wirksam bekämpfen. Statt wirkungslos Geld mit der Gießkanne zu vertei-
len, sollte es insbesondere dort eingesetzt werden, wo die Herausforderungen am größten 
sind, z.B. für Schulen in sozialen Brennpunkten oder benachteiligte Kinder und Jugendliche.  
Die Bildungsfinanzierung muss vom Kopf auf die Füße gestellt werden: Gebühren für Kitas 
und Ganztagsschulen sind zu senken, nachlaufende Studienbeiträge sozialverträglich einzu-
führen.  
 
7. Nationaler Bildungsrat und Transparenz 

Bei zentralen Bildungsreformen wie der Umsetzung der Inklusion oder dem Ausbau der 
Ganztagsschule besteht ein konzeptionelles Vakuum. Bund, Länder und Kommunen sollten 
ihre Kompetenz in einem nationalen Bildungsrat bündeln, der ähnlich wie der Wissenschafts-
rat gestaltet und beim Bundespräsidenten angesiedelt ist, Schulpraxis und Wissenschaft mit 
einbezieht und die nötigen Reformen konzeptionell vorbereitet. 

Transparenz ist die Grundvoraussetzung dafür, dass die Schulsysteme voneinander lernen 
können. Daher sollte der Bildungsrat auch die regelmäßige Messung der Bildungsergebnisse 
verantworten. Im Tausch gegen eine pauschale, auskömmliche Finanzierung müssten die 
Länder dazu die Hoheit über nationale Leistungsvergleiche abgeben. 16 steuerfinanzierte 
Schulsysteme und hunderte Schultypen verlangen eine regelmäßige, unabhängige Überprü-
fung der Resultate, auf deren Kenntnis die Öffentlichkeit einen Anspruch hat.  


